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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


e 


(Nr. 3497.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Februar 1852., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte und die Ertheilung der Berechtigung zur Erhebung eines 
Chauſſeegeldes fuͤr die Straße von Suhl laͤngs des Haſelgrundes nach 
Ellingshauſen. . 


Nachdem Ich durch den Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen Aus⸗ 
bau der Straße von Suhl laͤngs des Haſelgrundes nach Ellingshauſen durch 
die betreffenden Gemeinden genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das 
Recht zur Expropriation der in den Bauplan fallenden Grundſtuͤcke, ſowie das 
Recht zur Entnahme der Chauſſee-Neubau- und Unterhaltungs-Materialien nach 
Maaßgabe der Beſtimmungen für die Staats-Chauffeen auf die gedachte Straße 
Anwendung finden ſoll. Zugleich genehmige Ich fuͤr dieſelbe die Erhebung 
eines Chauſſeegeldes nach dem jedesmal für Staats- Chauſſeen gültigen Tarife 
und die Anwendung der dem Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be: 
ſtimmungen uͤber die Chauſſeepolizei-Vergehen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 23. Februar 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und den 
Finanzminiſter. 


Jahrgang 1852. (Nr. 34973498.) 10 (Nr, 3498.) 
Ausgegeben zu Berlin den 29. Maͤrz 1852. 


(Nr. 3498.) Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung der Verordnungen 

vom 12. Juni 1851., wegen Ermäßigung des Eingangszolls für Reis, ſowie 
Aufhebung des Eingangszolls und Feſtſetzung eines Ausgangszolls 
fuͤr denaturirtes Baumoͤl, 

vom 21. Juli 1851. wegen Abänderung des Vereins-Zolltarifs und 

vom 21. Juli 1851. wegen Anwendung der ermäßigten Durchgangs-Zollſaͤtze 
für Getreide auf den Eingang auf der Warthe und den Ausgang über 
Stettin. Vom 29. Februar 1852. 


Nude die, unter Vorbehalt der Genehmigung der Kammern, erlaſſenen 
Verordnungen, 


betreffend die BR des Eingangs⸗Zolls für Reis und die Auf- 
hebung des Sand in 8 und Feſtſetzung eines Ausgangs⸗Zolls für 
denaturirtes Baumoͤl vom 12. Juni 1851. (Geſetz-Sammlung S. 369.); 
wegen Abaͤnderung des Vereins⸗Zolltarifs vom 21. Juli 1851. (Ge⸗ 
ſetz- Sammlung Seite 511.); wegen Anwendung der ermäßigten Durch- 
angs⸗Zollſaͤtze für Getreide auf den Eingang auf der Warthe und den 
Ausgang über Stettin vom 21. Juli 1851. (Geſetz⸗Sammlung S. 519.), 


von 1 00 Kammern genehmigt worden ſind, wird dieſes hierdurch bekannt 
gemacht. 


Berlin, den 29. Februar 1852. 
Das Staatsminiſterium. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Fr. 3499.) 


1 


(Jr. 3499.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. März 1852., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
F ſchen Vorrechte ꝛc. ꝛc. für den Bau einer Gemeinde-Chauſſee von der Koͤln— 
Frankfurter Staatsſtraße in Weyerbuſch uͤber Flamersfeld und Horhauſen 

bis zur Neuwied-Dierdorfer Aktien-Chauſſee vor Heddesdorf. 


Masten Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Gemeinde-Chauffee von der Koͤln⸗Frankfurter Staatsſtraße in Weyerbuſch über 
Flamersfeld und Horhauſen bis zur Neuwied⸗Dierdorfer Aktien⸗Chauſſee vor 
Heddesdorf genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Recht zur Expro⸗ 
priation der fuͤr dieſe Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, ſowie das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien nach Maaßgabe 
der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen geltenden Beſtimmungen auf die gedachte Straße 
Anwendung finden ſoll. Zugleich will Ich den dabei betheiligten Gemeinden 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarife verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die Eingangs gedachte Straße zur Anwen⸗ 
dung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. I 


Charlottenburg, den 1. März 1852, 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den 
Finanzminiſter. = 
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(Nr. 3500.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. März 1852, betreffend die Verleihung der fiska— 
liſchen Vorrechte ꝛc. ꝛc. fuͤr den Bau einer Gemeinde-Chauſſee von der 
Brilon-Almer Provinzial-Chauſſee bei Nieder-Alme über Büren und Stein- 
hauſen nach dem Bahnhofe in Geſeke. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge: 
meinde⸗Chauſſee von der Brilon-Almer Provinzial-Chauſſee bei Nieder-Alme 
uͤber Buͤren und Steinhauſen nach dem Bahnhofe in Geſeke genehmigt habe, 
will Ich hiedurch den betheiligten Gemeinden das Expropriationsrecht zum 
Zwecke der Erwerbung der in die Straßenlinie fallenden Grundſtuͤcke, ſowie 
die fiskaliſchen Vorrechte wegen Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗ 
Materialien von benachbarten Grundſtuͤcken, imgleichen das Recht zur Erhe— 
bung des Chauſſeegeldes nach dem jedesmal für die Staats-Chauffeen geltenden 
Chauſſeegeld-Tarife verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei- 
Vergehen auf die gedachte Strecke Anwendung finden. 

Gegenwaͤrtiger Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 1. Maͤrz 1852. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und den 
Finanzminiſter. 


(Nr. 3501.) 


S 


(Nr. 3501.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der beiden oberſten Gerichtshoͤfe. Vom 
17. Maͤrz 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 1. 

Das Ober-Tribunal und der Rheiniſche Reviſions-- und Kaſſationshof 

werden zu Einem oberſten Gerichtshofe fuͤr die ganze Monarchie vereinigt, wel⸗ 
cher die Benennung „Ober-Tribunal“ führt. e 


§. 2. N 

In den Civilſachen und den Disziplinarſachen gegen nicht richterliche 
Juſtizbeamte aus dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln übt ein 
beſonderer Senat des Ober⸗Tribunals die Gerichtsbarkeit aus, welche das 
Rheiniſche Recht dem oberſten Gerichtshofe beilegt. Dieſer Rheiniſche Senat 
ſoll aus einem Praͤſidenten oder Vize-Praͤſidenten des Ober-Tribunals und 
wenigſtens acht Rathen beſtehen. Zur Abfaſſung gültiger Beſchluͤſſe iſt die 
Anweſenheit von ſieben Mitgliedern, den Vorſitzenden eingeſchloſſen, erforderlich. 


F. 3. 

Niemand kann die Stelle eines Praͤſidenten oder anderen Mitgliedes des 

Rheiniſchen Senates bekleiden, welcher nicht mindeſtens vier Jahre als Praͤſi⸗ 
dent oder Rath bei dem Appellationsgerichtshofe zu Köln, als vortragender 
Rath im Juſtiz⸗Miniſterium fuͤr das Departement dieſes Gerichtshofes, als 
Praͤſident oder Kammer⸗Praͤſident bei einem Rheiniſchen Landgerichte oder als 
fen e e General-Advokat oder Ober-Prokurator angeſtellt gewe⸗ 
en iſt. 
Zum Mitgliede des Ober-Tribunals fuͤr die uͤbrigen Senate kann außer 
den im F. 37. der Verordnung vom 2. Januar 1849. (Geſetz-Sammlung 
Seite 12.) zur Anſtellung als Mitglieder des Ober-Tribunals befaͤhigt erklaͤr⸗ 
ten Beamten auch derjenige ernannt werden, welcher mindeſtens vier Jahre als 
vortragender Rath im Juſtiz⸗Miniſterium fir die aͤlteren Provinzen oder als 
Direktor eines Stadt⸗ oder Kreisgerichts angeſtellt geweſen iſt. 

Hinſichtlich der ordentlichen Profeſſoren der juriſtiſchen Fakultat bei einer 
inlaͤndiſchen Univerſitaͤt kommen jedoch die Beſtimmungen des Artikels XV. 
Nr. 3. des Geſetzes vom 26. April 1851. (Geſetz-Sammlung Seite 181.) zur 
Anwendung. 

H. 4. 


Außer den im H. 2. bezeichneten Sachen koͤnnen die Mitglieder des Rhei⸗ 
niſchen Senats nur in Sachen, bei welchen fuͤr den ganzen Umfang der Mo⸗ 
narchie dieſelbe Geſetzgebung zur Anwendung kommt, in Civilſachen aus denje⸗ 

(Jr. 2501.) jenigen 


„„ 


nigen Landestheilen, wo das gemeine Recht gilt und in allen Strafſachen mit: 
wirken. E 


H. 5. 

Wenn jedoch irgend ein Senat des Ober-Tribunals in Folge von Krank⸗ 
heit, Tod oder Abweſenheit einzelner Mitglieder die zur Abfaſſung guͤltiger 
Beſchluͤſſe erforderliche Zahl nicht enthaͤlt, ſo kann dieſelbe aus jedem der an— 
deren Senate ergaͤnzt werden. 


ü H. 6. 
Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft bei dem Ober-Tribunale wer⸗ 
den durch einen General-Staatsanwalt und eine dem Beduͤrfniſſe entſprechende 


Zahl von Vertretern deſſelben wahrgenommen. Die letzteren führen den Titel 
„Dber » Staatsanwalt.“ 


N 
Es ſoll bei dem Ober⸗Tribunale eine dem Beduͤrfniſſe entſprechende An- 
ahl ſolcher Rechtsanwalte angeſtellt werden, welche die Befaͤhigung zu den 
höheren Nichterſtellen im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln beſitzen. 


§. 8. 
An den in den verſchiedenen Landestheilen geltenden Beſtimmungen uͤber 
das bei dem oberſten Gerichtshofe zu beobachtende Verfahren wird durch das 
gegenwaͤrtige Geſetz nichts geaͤndert. 


Uebergangs-Beſtim mungen. 


H. 9. 

Die Mitglieder des Reviſions- und Kaſſationshofes treten als Ober⸗ 
Tribunals⸗Raͤthe in das Ober-Tribunal ein; fie rangiren mit den übrigen 
Raͤthen deſſelben nach dem Datum ihrer Beſtallungen. i 

Der General⸗Prokurator und die uͤbrigen bei dem Reviſions- und Kaſſa⸗ 
tionshofe angeſtellten Beamten ſollen mit Beibehaltung ihres Ranges und bis— 
herigen Dienſteinkommens bei dem Ober-Tribunal oder anderweit angeſtellt 
werden. 


s H. 10. 

Die Advokat-Anwalte bei dem Reviſions- und Kaſſationshofe üben in 
denjenigen Sachen, welche bisher an dieſen Gerichtshof gelangten, ihre Ver⸗ 
richtungen in Zukunft auch bei dem Ober⸗Tribunale aus. Inwiefern ihnen in 
den ubrigen an das Ober⸗Tribunal gelangenden Sachen, und inwiefern den bei 
dieſem Gerichtshofe angeſtellten Rechtsanwalten in den Sachen aus dem Be⸗ 
8 — des Appellationsgerichtshofes zu Koͤln und in den Civilſachen aus dem Bezirke 

es Juſtiz⸗ Senats zu Ehrenbreitſtein die Praxis zu verſtatten ſei, bleibt mit 
Ruͤckſicht auf das Beduͤrfniß den Beſtimmungen des Juſtiz-Miniſters vor⸗ 
behalten. 

§. 11. 


— 75 — 


§. 11. 

Die bei dem Reviſions⸗ und Kaſſationshofe anhaͤngigen Sachen gehen 
in der Lage, in welcher ſie ſich befinden, an das Ober⸗Tribunal uͤber, ohne daß 
es einer neuen Vorladung oder einer ſonſtigen Foͤrmlichkeit bedarf. 

$ 12. 

Unſer Juſtiz⸗Miniſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 17. Maͤrz 1852. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. a 


(Nr. 3502.) Geſetz, betreffend die Ueberweiſung der in Gemuͤßheit des Geſetzes vom 7. Dezem: 
ber 1849. aufzunehmenden Staatsanleihe an die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden, ſowie die Tilgung dieſer Anleihe. Vom 23. Maͤrz 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


* 

Die Verwaltung der in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 7. Dezember 1849. 
(Geſetz Sammlung Seite 437.) zum Bau der Oſtbahn, der Weſtphaͤliſchen und 
der Saarbruͤcker Eiſenbahn aufzunehmenden Staatsanleihe bis zum Geſammt⸗ 
betrage von 21 Millionen Thalern, wird der Hauptverwaltung der Staats— 
ſchulden uͤbertragen. f 


H. 2. . 

Zur Tilgung dieſer Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchul— 
den alljährlich Ein Prozent des Schuldkapitals uͤberwieſen, und zwar hinſicht— 
lich der auf Grund Unſeres Erlaſſes vom 28. November v. J. ( eſetz-Samm⸗ 
lung Seite 758.) aufgenommenen Anleihe von 16 Millionen Thalern vom 
1. Januar 1852 an, für den Reſt der Anleihe nach Ablauf des Kalenderjah— 
res, in welchem die Aufnahme erfolgt. 

(Nr. 3501-3302.) §. 3. 


fe 2 ace. 
Ae 7820 


Es werden ferner zur Tilgung dieſer Anleihe die durch allmaͤlige Abtra- 
ung der Schuldkapitale erſparten Zinſen in der Art verwendet, daß dieſelben 
dem Tilgungsfonds in ununterbrochener Zeitfolge zuwachſen. 


e,, Die Beſtimmung des F. XVII. der Verordnung vom 17. Januar 1820., 


durch welche der Verjaͤhrungstermin bei Zinsruͤckſtaänden von Staats ſchuld⸗ 
Dokumenten auf vier Jahre, von der Verfallzeit an gerechnet, feſtgeſetzt iſt,“ 
findet auch auf etwanige Zinsruͤckſtaͤnde der in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 
7. Dezember 1849. aufzunehmenden Staatsanleihe Anwendung. Die auf dieſe 
Art präkludirten Zinſen fallen dem Tilgungsfonds zu. 


H. 4. 


Die zur Tilgung dieſer Anleihe erforderlichen Betraͤge muͤſſen ebenſo 
wie diejenigen zu ihrer Verzinſung aus den bereiteſten Staatseinkuͤnften in 
monatlichen Raten an die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe abgefuͤhrt werden. 


$. 5. 

Die Tilgung geſchieht in der Art, daß die fuͤr jedes Jahr dazu beſtimm⸗ 
ten Fonds (F. 2. und 3.) zum Ankauf eines entſprechenden Betrages von 
Schuld⸗Dokumenten verwendet werden. Inſoweit jedoch der Ankauf nicht un⸗ 
ter dem Nennwerthe bewirkt werden kann, werden die in dem betreffenden Jahre 
einzulöſenden Schuld-Dokumente in halbjährigen Raten in den Monaten Maͤrz 
und September — im Jahre 1852. jedoch für das ganze Jahr im Monat 
September — öffentlich ausgelooſet und die gezogenen Nummern zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht. Sechs Monate nach erfolgter Bekanntmachung der 
gezogenen Nummern koͤnnen die Inhaber der ausgeloofeten Schuld-Dokumente 
den Kapitalbetrag bei der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe baar in Empfang neh⸗ 
men. Ueber dieſen Termin hinaus werden die etwa unabgehoben gebliebenen 
Kapitalbetraͤge nicht weiter verzinſet. r 


$. 6, 
Der Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bellevue, den 23. Maͤrz 1852. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


